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ZUR KODIFIKATION DES BÜRGERLICHEN RECHTS
IN DEUTSCHLAND VOR UND NACH DER WENDE (1990)  

Das deutsche Bürgerliche Gesetzbuch (BGB)

1. Gleichzeitig mit der Vorbereitung des sächsischen BGB sahen sich die Mitgliedstaaten des Deutschen 
Bundes dazu veranlasst, wenigstens das Schuldrecht auf gesamtdeutscher Ebene zu kodifizieren. Die Vorbe-
reitung zu diesem Vorhaben hatte im Jahre 1859 begonnen. Die Initiative dazu ging von zehn Mitgliedstaa-
ten des Deutschen Bundes aus. Die Bundesversammlung, d.h. das gesetzgeberische Organ des Deutschen 
Bundes, beschloss nach langen Verhandlungen im Jahre 1862 die Ausarbeitung eines einheitlichen Gesetz-
buches über die Schuldverhältnisse. Nachdem im Jahre 1861 das Allgemeine Deutsche Handelsgesetzbuch 
(ADHGB) verabschiedet worden war, sollte nämlich durch ein einheitliches Gesetz über die Schuldverhält-
nisse die wirtschaftliche Einheit des Deutschen Bundes (zu dem auch Österreich und Preußen gehörten) 
weiter gefördert werden. 

Ursprünglich sollte auch das Familien- und Erbrecht kodifiziert werden. Dies wurde jedoch schließlich 
im Hinblick auf die unterschiedlichen Landesgewohnheiten, vor allem in Bezug auf das eheliche Güter-
recht, verworfen. 

2. Noch im selben Jahre wurde eine Kommission einberufen, die in Dresden, in der Hauptstadt des Kö-
nigreichs Sachsen, einen Gesetzestext auszuarbeiten begann. An der Arbeit der Kommission nahmen die 
Vertreter von Sachsen, Österreich, Bayern, Württemberg, Hannover, Hessen-Darmstadt und Frankfurt teil. 
Maßgeblich war hierbei der Einf luss der österreichischen Zivilisten. Die Dresdener Kommission legte der 
Bundesversammlung im Jahre 1866 den Entwurf eines allgemeinen deutschen Gesetzes über Schuldverhält-
nisse, den sogenannten Dresdener Entwurf, vor. 

Die geplanten Beratungen in der Bundesversammlung wurden durch den Widerstand Preußens, dessen 
Vertreter an der Vorbereitung dieses Entwurfes nicht teilgenommen hatten, vereitelt. Preußen wollte näm-
lich den Entwurf aus politischen Gründen von der Bundesversammlung des Deutschen Bundes, dessen 
gesetzgeberische Kompetenz vermindert werden sollte, nicht promulgieren lassen. Überdies brach im sel-
ben Jahre der Krieg zwischen Preußen und Österreich aus. Als Folge dieses Krieges löste sich der Deutsche 
Bund auf. 

3. Der Dresdener Entwurf beinhaltete sowohl den Allgemeinen als auch den Besonderen Teil des Schuld-
rechts. Der Allgemeine Teil war pandektistisch geprägt. Er hatte z.B. die Doktrin der Willenserklärung 
und das Institut der Stellvertretung, die vom Auftrag (mandatum) gesondert geregelt wurde, zum Inhalt. 
Daraus ergab sich, dass vor allem der Allgemeine Teil des Dresdener Entwurfes später das deutsche BGB 
beeinf lusste. Außerdem wirkte der Dresdener Entwurf auf das Schweizerische Obligationenrecht vom Jahre 
1881, dessen Vorbereitung durch Walther Munzinger bereits in den 1870-er Jahren begonnen worden war. 

Einen Meilenstein in der Geschichte des Pandektenrechts (und in der Privatrechtsgeschichte der Neuzeit 
überhaupt) stellt das deutsche Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) vom Jahre 1896 dar, das im Jahre 1900 in 
Kraft getreten ist. 

4. Die Vorarbeiten zum BGB begannen im Jahre 1874 mit der Aufstellung der Vorkommission, die sich 
über die Grundzüge des späteren Gesetzbuches sowie über die Methode zu dessen Erstellung äußerte.  
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Noch im gleichen Jahre wurde die Erste Kommission ins Leben gerufen. Unter ihren elf Mitgliedern befand 
sich neben Gottlieb Planck (1824–1910) auch Bernhard Windscheid, der maßgebend zur Ausarbeitung des 
Entwurfs beitrug. 

Die Erste Kommission arbeitete in ihren 873 Sitzungen in den Jahren 1874–1887 den Ersten Entwurf 
zum BGB heraus. Gleich nachdem der Entwurf im Jahre 1888 samt Motiven veröffentlicht worden war, rief 
er heftige Kritik hervor. Die Germanisten, in erster Linie Otto von Gierke, kritisierten den Entwurf als zu 
undeutsch. Der Wiener Professor für Zivilprozessrecht Anton Menger (1841–1906) formulierte seine Vorbe-
halte dem seiner Meinung nach zu unsozialen BGB-Entwurf gegenüber in seinem im Jahre 1890 publizier-
ten Buch Das Bürgerliche Recht und die besitzlosen Volksklassen. 

5. Die Zweite Kommission, die sich zwischen den Jahren 1890 und 1895 betätigte, sollte den genauen Wort-
laut des BGB unter Berücksichtigung der vorgebrachten Kritik festlegen. Gottlieb Planck wurde Generalrap-
porteur. Windscheid gehörte jedoch der Zweiten Kommission ebenso wenig an wie Rudolf von Jhering oder 
Otto von Gierke. Der von der Ersten Kommission vorgeschlagene Gesetzeswortlaut wurde nur geringfügig 
abgeändert; allein im Familienrecht wurde das deutsche gemeine Recht stärker berücksichtigt. Der Zweite 
Entwurf und das sechsbändige Protokoll über die Kommissionssitzungen wurden im Jahre 1895 publiziert 
und von der Öffentlichkeit allgemein gutgeheißen. Der Bundesrat und später der Reichsrat billigte das 
Gesetzbuch beinahe ohne Abänderungen. 

6. Das BGB besteht aus fünf Büchern: Allgemeiner Teil (§§ 1–240), das Recht der Schuldverhältnisse (§§ 
241–853), das Sachenrecht (§§ 854–1296), das Familienrecht (§§ 1297–1921) und das Erbrecht (1922–
2385). Der Allgemeine Teil bezieht sich auf alle übrigen Bücher des BGB. Im ihm werden unter anderem 
die natürlichen und juristischen Personen, der Begriff und die Einteilung der Sachen, das Rechtsgeschäft, 
die Vertretung, die Verjährung und die Rechtsausübung geregelt. 

Im BGB sind auch Generalklauseln (§§ 138, 157, 242, 826) zu finden, die erst später, nach dem Ersten 
Weltkrieg, konkretisiert und zur Rechtsfortbildung benutzt wurden, wobei dem Reichsgericht in Leipzig 
eine maßgebliche Rolle zukam. Durch sie konnten und können auch heute noch die Juristen das BGB an 
die ständigen Änderungen des wirtschaftlichen und sozialen Lebens anpassen. Besonders wichtig unter den 
Generalklauseln ist der Begriff von Treu und Glauben in §§ 157 und 242. 

Er stellt auch die Grundlage für etliche Besonderheiten des deutschen Privatrechts dar, wie etwa die 
culpa in contrahendo und die Lehre von der Geschäftsgrundlage. Die Lehre der culpa in contrahendo (Ver-
schulden bei Vertragsschluß) wurde bereits von Rudolf von Jhering unter Berufung auf römischrechtliche 
Grundlagen ausgearbeitet. Die Geschäftsgrundlagenlehre wurde von Paul Oertmann (1865–1938), dem 
letzten bedeutenden Pandektisten, entwickelt. Auch das Rechtsinstitut der positiven Vertragsverletzung hat 
sich aus der Rechtsprechung heraus in der deutschen Privatrechtsordnung verankert.

7. Am 1. Januar 2002 trat die Schuldrechtsreform1 in Kraft. Durch diese Reform, die hauptsächlich (aber 
nicht ausschließlich) den Allgemeinen Teil des Schuldrechts betrifft, wurden zahlreiche Begriffe verändert 
bzw. Rechtsinstitute teilweise neugefasst. Die Unmöglichkeit wurde zum Ausschluß der Leistungspf licht 
(§ 275 BGB), die culpa in contrahendo zum Schadensersatz wegen Pf lichtverletzung bei Vertragsanbahnung 
bzw. bei Aufnahme von Vertragsverhandlungen (§§ 280, 311 II BGB). Das bis dahin ebenfalls gesetzlich 
nicht geregelte Institut der Lehre vom Wegfall der Geschäftsgrundlage findet jetzt in § 313 BGB (Störung 
der Geschäftsgrundlage) Eingang in das kodifizierte bürgerliche Recht bzw. Zivilrecht. 

8. Die Schuldrechtsreform bedeutet nicht die Einführung von bis dahin unbekannten Konstruktionen. 
Vielmehr werden zahlreiche von Rechtsprechung und Rechtswissenschaft erarbeiteten bzw. konzipierten 
Doktrinen in das BGB übernommen, wobei die bislang maßgeblichen Kommentare und Urteile weiterhin 

1 Siehe P. Huber – F. Faust: Schuldrechtsmodernisierung. Einführung in das neue Recht. München, 2002.; St. Lorenz – Th. 
Riem: Lehrbuch zum neuen Schuldrecht. München, 2002.; D. Medicus: Schuldrecht. I. Allgemeiner Teil. 13. Auflage. 
München, 2002.; M. Schwab: Das neue Schuldrecht im Überblick. Juristische Schulung 42 (2002) S. 1-8.
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in Betracht zu ziehen sind. Daneben wurde das BGB auch mit Rücksicht auf die Rechtsangleichung inner-
halb der Europäischen Union (EU) abgeändert, z.B. im Bereich der Verjährung.

Die 218 Artikel des äußerst heterogenen EBGB regeln mehrere Rechtsgebiete, bis zum Jahre 1986 auch 
das internationale Privatrecht (Artikel 7-31). In mehreren Artikeln (3, 55, 218) wird das Kodifikationsprin-
zip verankert. Durch diese Artikel wurde der in Deutschland existierenden Rechtszersplitterung endgültig 
ein Ende gesetzt. Durch dieses Gesetz wurde das Prinzip „Landrecht bricht Reichsrecht“ durch „Reichsrecht 
bricht Landrecht“ ersetzt, obwohl in manchen Territorien bzw. auf manchen Rechtsgebieten diese neue Dok-
trin ausnahmsweise nicht angewandt wurde.

Gleichzeitig mit dem BGB wurde am 18. August 1896 auch sein Einführungsgesetz (EBGB) promul-
giert und – auf ausdrücklichen Wunsch Kaiser Wilhelms II. hin – am 1. Januar 1900 in Kraft gesetzt. Zu 
gleicher Zeit trat auch das im Jahre 1897 verabschiedete neue Handelsgesetzbuch (HGB) in Kraft, das das 
Allgemeine Deutsche Handelsgesetzbuch vom Jahre 1861 (ADHGB) ablöste.

Die Kodifikation des Zivilrechts in der Deutschen Demokratischen 
Republik (DDR)

1. In der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) galt zunächst das BGB weiter fort. Die Kodifi-
kationsarbeiten zu einem Zivilgesetzbuch sozialistischer Prägung begannen bereits im Jahre 1952. Nach 
mehrmaligen Unterbrechungen wurde am 19. Juni 1975 das Zivilgesetzbuch der DDR promulgiert und 
am 1. Januar des darauffolgenden Jahres in Kraft gesetzt. Das ideologisch stark durchtränkte ZGB folgte 
nicht dem Pandektensystem, sondern gliederte sich in sieben Teile. Das aus nur 480 Paragraphen bestehen-
de „volksnahe“ Gesetzbuch verwirft auch das Abstraktionsprinzip. Gleichwohl sind in ihm eine Anzahl 
römischrechtlicher Begriffe bzw. Konstruktionen zu finden. 

2. Die Redaktoren verwarfen die Idee der einheitlichen Regelung des Privatrechts. Im Jahre 1965 wurde 
nämlich ein Gesetz über das Vertragssystem in der sozialistischen Wirtschaft angenommen, das im Jahre 
1982 durch ein neues Gesetz ersetzt wurde. Daraus ist ersichtlich, dass die DDR – neben der Tschecho-
slowakei – die Selbständigkeit des sozialistischen Wirtschaftsrechts im Wesentlichen auch auf gesetzgebe-
rischer Ebene anerkannt hatte. 

3. Weitere Unterschiede zur Bundesrepublik Deutschland kommen auch darin zum Vorschein, dass in der 
DDR ein Arbeitsgesetzbuch und ein Familiengesetzbuch promulgiert worden waren. Das Arbeitsgesetzbuch 
aus dem Jahre 1961 wurde in den Jahren 1963, 1966 und 1977 novelliert. Das Familiengesetzbuch stammt 
vom dem Jahre 1965. 

Vereinheitlichung des Bürgerlichen Rechts bzw. 
Zivilrechts nach der Wende

1. Das Zivilgesetzbuch der DDR selbst wurde – während der in der DDR nach dem November 1989 statt-
findenden politischen und wirtschaftlichen Umwälzungen – am 28. Juni und 22. Juli 1990 grundlegend ge-
ändert. Der örtliche Geltungsbereich des BGB (und der anderen privatrechtlichen Gesetze) wurde im Zuge 
der Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990 auf das Gebiet der ehemaligen DDR größtenteils ausgedehnt. 
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2. Aufgrund des Einigungsvertragsgesetzes vom 31. August 1990 gilt das Zivilgesetzbuch der DDR in den 
neuen Bundesländern (Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thürin-
gen) nur als Landesrecht, soweit es nicht mit dem Grundgesetz oder dem europäischen Gemeinschaftsrecht 
in Widerspruch steht.
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